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Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 der Gemeindeordnung, Art. 
41 b Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Wassergesetzes erlässt die Gemeinde Baierbrunn 
folgende Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage zur Beseitigung des 
Niederschlagwassers:  
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

(1) Die Gemeinde betreibt zur Beseitigung des Niederschlagswassers nach dieser 
Satzung eine Entwässerungsanlage als öffentliche Einrichtung. Die Anlagen zur 
Beseitigung von Schmutzwasser und von Niederschlagwasser bilden jeweils eigene, 
rechtliche selbständige Einrichtungen. 
Das Entwässerungsgebiet für die Beseitigung des Niederschlagswassers erstreckt 
sich auf das Gebiet des Ortsteils Baierbrunn. Das Gebiet ist im beigefügten Lageplan, 
der Bestandteil dieser Satzung ist, gekennzeichnet. 
 

(2) Art und Umfang der Entwässerungsanlage bestimmt die Gemeinde. 
 

(3) Zur Entwässerungsanlage der Gemeinde gehören auch die im öffentlichen 
Straßengrund liegenden Grundstücksanschlüsse. 
 

§ 2 
Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer 

 
(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem 

gemeinsamen Zweck dienenden Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine 
selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere 
Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. 
Soweit rechtlich verbindliche planerische Vorstellung vorhanden sind, sind sie zu 
berücksichtigen. 
 

(2) Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten 
auch für Erbbauchberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich 
Berechtigte. Von mehreren dinglichen Berechtigen ist jeder berechtigt und verpflichtet; 
sie haften als Gesamtschuldner 

 
 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgenden Bedeutung: 
 
Niederschlagswasser – ist Wasser das von Niederschlägen aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flächen abfließt. 
 
Regenwasserkanäle – dienen ausschließlich der Aufnahme von Niederschlagswasser. 
Darunter fallen auch die Sonderbauwerke wie Regenklärbecken, Stauraumkanal und 
Pumpwerk. 
 
Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle) – sind die Leistungen vom Kanal bis zur 
Grundstücksgrenze. 
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Grundstücksentwässerungsanlagen – sind die Einrichtungen eines Grundstücks, die 
dem Ableiten des Niederschlagswassers dienen, bis einschließlich zur Grundstücksgrenze. 

Maßschacht – ist eine Einrichtung für die Messung des Niederschlagswasserabflusses und 
für die Entnahme von Niederschlagswasserproben. 

 
 § 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maßgabe 
dieser Satzung an die Öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen wird. Er ist 
berechtigt, nach Maßgabe der §§ 14 bis 16 alles Niederschlagswasser in die 
öffentliche Entwässerungsanlageeinzuleiten. 

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die 
durch einen Kanal erschlossen werden. Der Grundstückseigentümer kann 
unbeschadet weitergehender bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften nicht 
verlangen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert werden. 
Welche Grundstücke durch einen Kanal erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde. 

(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, 

1. wenn das Niederschlagswasser wegen seiner Menge nicht ohne weiteres von 
der öffentlichen Entwässerungsanlage übernommen werden kann und besser 
von demjenigen behandelt wird, bei dem es anfällt; 

2. solange eine Übernahme des Niederschlagswassers technisch oder wegen des 
unverhältnismäßig hohen Aufwands nicht möglich ist. 

 

(4) Die Gemeinde kann den Anschluss und die Benutzung versagen, wenn die gesonderte 
Behandlung des Niederschlagswassers wegen der Siedlungsstruktur das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. 

 
 

§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
Aufgehoben 
 
 

§ 6 
Verwendung von gesammeltem Niederschlagswasser 

 
(1) Gesammeltes Niederschlagwasser darf für Zwecke der Gartenbewässerung und in 

Verbindung mit einer Eigengewinnungsanlage zur Toilettenspülung verwendet werden, 
soweit nicht andere Rechtsvorschriften entgegenstehen. 

 

§ 7 
 Sondervereinbarungen 

(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt, so kann die 
Gemeinde durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
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(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der 
Beitrags- und Gebührensatzung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der 
Sondervereinbarung abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist. 

 
§ 8  

Grundstücksanschluss 
 

Die Grundstücksanschlüsse werden von der Gemeinde hergestellt, erneuert, geändert und 
unterhalten. Die Gemeinde kann auf Antrag zulassen oder von Amts wegen anordnen, dass 
der Grundstückseigentümer den Grundstücksanschluss ganz oder teilweise herstellt, 
erneuert, ändert und unterhält; die §§ 10 mit 12 gelten entsprechend. 
 
 

§ 9  
Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1) Jedes Grundstück, das an die Öffentliche Entwässerungsanlage an- geschlossen wird, 

ist vorher vom Grundstückseigentümer mit einer Grundstücksentwässerungsanlage zu 
versehen, die nach den anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, 
zu unterhalten und zu ändern ist, 

(2) Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht vorzusehen. 
Die Gemeinde kann verlangen, dass anstelle oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein 
Meßschacht zu erstellen ist. 

(2) Besteht zum Kanal kein natürliches Gefälle, so kann die Gemeinde vom 
Grundstückseigentümer den Einbau und den Betrieb einer Hebeanlage zur 
Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese Anlage eine 
ordnungsgemäße Beseitigung des Niederschlagswassers bei einer den Regeln der 
Technik entsprechenden Planung und Ausführung des Kanalsystems nicht möglich ist. 

(3) Gegen den Rückstau des Niederschlagwassers aus dem Regenwasserkanal hat sich 
jeder Anschlussnehmer selbst zu schützen. 
 

(4) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Arbeiten daran dürfen nur durch 
fachlich geeignete Unternehmer ausgeführt werden. 
 

§ 10  
Zulassung der Gründstücksentwässerungsanlage 

(1) Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder geändert wird, sind der 
Gemeinde folgende Unterlagen in dreifacher Fertigung einzureichen: 

a) Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab 1:1000 

b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen der Verlauf der 
Leitungen ersichtlich ist, 

c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungsgegenstände 
im Maßstab 1:100, bezogen auf Normall-Null (NN), aus denen insbesondere die 
Gelände- und Kanalsohlenhöhen, Querschnitte und Gefälle der Kanäle, 
Schächte, höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen sind. 

Die Pläne haben den bei der Gemeinde aufliegenden Planmustern zu entsprechen. 
Alle Unterlagen sind von den Bauherren und Planfertigern zu unterschreiben. 
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(2) Die Gemeinde prüft, ob die beabsichtigten Grundstücksentwässerungsanlagen den 
Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das der Fall, so erteilt die Gemeinde 
schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit 
Zustimmungsvermerk zurück. Die Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen 
erteilt werden. Andernfalls setzt die Gemeinde dem Bauherrn unter Angabe der 
Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die geänderten Unterlagen sind 
sodann erneut einzureichen. 

 
(3) Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlagen darf erst 

nach schriftlicher Zustimmung der Gemeinde begonnen werden. Eine 
Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach straßen-, bau- und 
wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 

 

(4) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann die Gemeinde Aus-nahmen 
zulassen. 

 
§ 11  

Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Die Grundstückseigentümer haben der Gemeinde den Beginn des Her-stellens, des 
Änderns, des Ausführens größerer Unterhaltungsarbeiten oder des Beseitigens drei 
Tage vorher schriftlich anzuzeigen und gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. 
Muss wegen Gefahr in Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der 
Beginn innerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen.  

(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Alle Leitungen dürfen nur mit 
vorheriger Zustimmung der Gemeinde verdeckt werden. Andernfalls sind sie auf 
Anordnung der Gemeinde freizulegen. 

 
(3) Die Grundstückseigentümer haben zu allen Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte und 

Werkstoffe bereitzustellen. 

(4) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer angemessenen Frist durch die 
Grundstückseigentümer zu beseitigen. Die Beseitigung der Mängel: ist der Gemeinde 
zur Nachprüfung anzuzeigen. 

(5) Die Gemeinde kann verlangen, dass die Grundstücksentwässerungsanlagen nur mit 
ihrer Zustimmung in Betrieb genommen werden. Die Zustimmung kann insbesondere 
davon abhängig gemacht werden, dass seitens des vom Grundstückseigentümer 
beauftragten Unternehmers eine Bestätigung über die Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit 
der Anlagen vorgelegt wird. 

(6) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 und die Prüfung der 
Grundstücksentwässerungsanlage durch die Gemeinde befreien den 
Grundstückseigentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und der 
Planfertiger nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie 
Planung und Ausführung der Anlage. 
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§ 12  
Überwachung 

(1) Die Gemeinde ist befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen je-derzeit zu 
überprüfen, Niederschlagswasserproben zu entnehmen und Messungen durchzuführen. 
Dasselbe gilt für die Grundstücksanschlüsse und Meßschächte, wenn die Gemeinde sie 
nicht selbst unterhält. Zu diesem Zweck sind die Beauftragten der Gemeinden, die sich 
auf Verlangen auszuweisen haben, ungehindert Zugang zu allen Anlageteilen zu 
gewähren und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die Grundstückseigentümer 
werden davon vorher möglichst verständigt; das gilt nicht für Probeentnahmen und 
Niederschlagswassermessungen. 

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die von ihm zu unterhaltenden 
Grundstücksentwässerungsanlagen in Abständen von zehn Jahren durch einen fachlich 
geeigneten Unternehmer auf Bauzustand, insbesondere Dichtigkeit und 
Funktionsfähigkeit untersuchen und festgestellte Mängel beseitigen zu lassen. Über die 
durchgeführten Untersuchungen und über die Mängelbeseitigung ist der Gemeinde eine 
Bestätigung des damit beauftragten Unternehmers vorzulegen. Die Gemeinde kann 
darüber hinaus jederzeit verlangen, dass die vom Grundstückseigentümer zu 
unterhaltenden Anlagen in einen Zustand gebracht werden, der Störungen anderer 
Einleiter, Beeinträchtigungen der öffentlichen Entwässerungsanlage und 
Gewässerverunreinigungen ausschließt. 

(3) Die Grundstückseigentümer haben Störungen und Schäden an den 
Grundstücksanschlüssen, Meßschächten, Grundstücksentwässerungsanlagen, 
Überwachungseinrichtungen und etwaigen Vorbehandlungsanlagen unverzüglich der 
Gemeinde anzuzeigen. 

(4) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 3 gelten auch für die Benutzer der 
Grundstücke.  

 

§ 13  
Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück 

 

(1) Grundstücksentwässerungseinrichtungen, insbesondere Sickeranlagen, bei denen das 
Niederschlagswasser in tieferen als oberflächennahen Bodenschichten versickert, sind, 
wenn sie den Bestimmungen der §§ 9 bis 11 nicht entsprechen, in dem Umfang außer 
Betrieb zu setzen, indem das Grundstück an die öffentliche Entwässerungsanlage 
angeschlossen ist. 

 
(2) Bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen 

sind, ist die Ableitung und der Abfluss von Niederschlagswasser in die öffentliche 
Straßenentwässerungseinrichtung außer Betrieb zu setzen, 

 

 

§ 14  
Einleiten in die Kanäle 

(1) In Regenwasserkanäle darf nur Niederschlagswasser eingeleitet werden. Grund- und 
Drainagewasser sowie Wasser aus Schwimmbädern gehören nicht zum 
Niederschlagswasser. 

(2) Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle eingeleitet werden kann, bestimmt die 
Gemeinde. 
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§ 15  
Einleitungsbedingungen 

(1) Die Gemeinde kann die Einleitungsbedingungen festlegen, wenn die Einleitung von 
Niederschlagswasser in die öffentliche Entwässerungsanlage nicht nur vorrübergehend 
nach Art und Menge wesentlich geändert wird oder wenn sich die für den Betrieb der 
öffentlichen Entwässerungsanlage geltenden Gesetze oder Bescheide ändern. Die 
Gemeinde kann Fristen festlegen, innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten 
Anforderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden müssen. 
 

(2) Wenn verunreinigtes Niederschlagswasser oder Stoffe, die Niederschlagswasser 
verunreinigen in eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in die öffentliche 
Entwässerungsanlage gelangen, ist die Gemeinde sofort zu verständigen. 

 
 

§ 16 
Untersuchung des Niederschlagswassers 

 
(1) Die Gemeinde kann über die Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden 

Niederschlagswassers Aufschluss verlangen. Bevor erstmalig Niederschlagswasser 
eingeleitet oder wenn die Menge des eingeleiteten Niederschlagswassers geändert 
wird, ist der Gemeinde auf Verlangen nachzuweisen, dass das Niederschlagswasser 
keine Stoffe enthält, die nicht eingeleitet werden dürfen. 
 

(2) Die Gemeinde kann eingeleitetes Niederschlagswasser jederzeit, auch periodisch auf 
Kosten des Grundstückseigentümers untersuchen lassen. Sie kann verlangen, dass die 
eingebauten Überwachungseinrichtungen ordnungsgemäß betrieben und die 
Messergebnisse vorgelegt werden. 
 

(3) Die Beauftragten der Gemeinde und die Bediensteten der für die. Gewässeraufsicht 
zuständigen Behörden können die anzuschließenden oder die angeschlossenen 
Grundstücke betreten, wenn dies zur Durchführung der in den Absätzen 1 und 2 
vorgesehenen Maßnahmen erforderlich ist. 
 

 
§ 17  

Haftung 
 

(1) Die Gemeinde haftet unbeschadet Abs. 2 nicht für Schäden, die auf solchen 
Betriebsstörungen beruhen, die sich auch bei ordnungsgemäßer Planung, Ausführung 
und Unterhaltung’ der Entwässerungseinrichtung: nicht vermeiden lassen. Satz 1. gilt 
insbesondere auch für Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen werden. 

 
(2) Die Gemeinde haftet für Schäden, die sich aus dem Benützen der öffentlichen 

Entwässerungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer Person, deren sich die 
Gemeinde zur Erfüllung Ihrer Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur 
Last fällt. 
 

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für die ordnungsgemäße 
Benutzung der öffentlichen Entwässerungsanlage einschließlich des 
Grundstücksanschlusses zu sorgen. 
 

(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, 
haftet der Gemeinde für alle ihr dadurch entstandenen Schäden und Nachteile. 
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Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand der 
Grundstücksentwässerungsanlage oder Grundstücksanschlusses verursacht werden, 
soweit dieser nach § 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen, zu erneuern, zu 
ändern und zu unterhalten ist. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 18  
Grundstücksbenutzung 

(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen 
einschließlich Zubehör zur Ableitung von Abwasser über sein im Entsorgungsgebiet 
liegendes Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, 
wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Niederschlagswasserbeseitigung 
erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die öffentliche 
Entwässerungsanlage angeschlossen sind, die vom Eigentümer im wirtschaftlichen 
Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen 
Grundstück genutzt werden oder für die die Möglichkeit der örtlichen 
Niederschlagswasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung 
entfällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümern in 
unzumutbarer Weise belasten würde. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten 

Inanspruchnahme seines Grundstückes zu benachrichtigen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie 

an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat 
die Gemeinde zu tragen, so- weit die Einrichtungen nicht ausschließlich der Entsorgung 
des Grundstückes dient. 

 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen 

sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von Öffentlichen 
Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 
 
 

§ 19  
Ordnungswidrigkeiten 

 
Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung kann mit Geldbuße belegt werden, wer 
vorsätzlich  

1. eine der in § 10 Abs. 1 und 2, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 3 und 4 und § 16 Abs. 1 
festgelegten Melde-, Auskunfts- oder Vorlagepflichten verletzt. 

2. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zustimmung der Gemeinde mit der Herstellung oder 
Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage beginnt, 

3. entgegen § 14 Abwässer in die öffentliche Entwässerungsanlage einleitet. 
 

§ 20  
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel 

(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehen- den 
Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 
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(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines 
Duldens oder Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayerischen 
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

 
§ 21 

Datenschutz 
 

(1) Informationen über die Verarbeitung personenbezogener Daten der Gemeinde 
Baierbrunn und über Ihre Rechte nach dem Bayerischen Datenschutzgesetz und der 
Datenschutzgrundverordnung sowie über Ihre Ansprechpartner/innen in 
Datenschutzfragen entnehmen Sie bitte den Informationsschreiben der Verwaltung.  
Die Informationen finden Sie unter 
https://www.baierbrunn.de/datenschutzinformationen-gem.-dsgvo  oder erhalten Sie bei 
der Verwaltung. 
 

(2) Die in dieser Satzung beschriebene Datenverarbeitung erfolgt nach den jeweils gültigen 
Rechtsgrundlagen (BayDSG i.V.m. der DSGVO) und ausschließlich zu dem in der 
Satzung festgelegten Zweck. Eine Zweckänderung bedarf ausdrücklich der Einwilligung 
des Betroffenen. 
 
 

§ 22 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung trat eine Woche nach Bekanntmachung in Kraft. Die 1. Änderung trat eine 
Woche nach Bekanntmachung in Kraft. Die 2. Änderung dieser Satzung trat eine Woche 
nach Bekanntmachung in Kraft. Die 3. Änderung tritt zum 01. September 2019 in Kraft.  

 

Baierbrunn, den 26.08.2019 
   

 

gez.  
Wolfgang Jirschik 
Erster Bürgermeister 

 
 
Bekanntmachungsvermerk:  
Die 3. Änderung der Satzung wurde am 27.08.2019 in der Verwaltung der Gemeinde 
Baierbrunn, Bahnhofsstraße 2, 82065 Baierbrunn, zur Einsichtnahme niedergelegt. Hierauf 
wurde durch Anschlag an allen Amtstafeln hingewiesen. Die Anschläge wurden am 
27.08.2019 angeheftet und am 11.09.2019 wieder abgenommen.  
 
 
Baierbrunn, den 12.09.2019  
 
 
gez. 
Wolfgang Jirschik  
Erster Bürgermeister 

 

https://www.baierbrunn.de/datenschutzinformationen-gem.-dsgvo

